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Drucksache 2231 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Eckhardt, Dr. Dollinger, Höcherl, 
Wieninger und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Umsatzsteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 1. September 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 791), 

des Gesetzes zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes vom 14. November 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 885), 

des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 30. Juli 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 393), 

des Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 23. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 233), 

des Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 21. Juli 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 211), 

des Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 26. Dezem- 
ber 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 505) und 
des Sechsten Gesetzes zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes vom 8. März 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 103) 

wird wie folgt geändert und ergänzt: 

In § 18 wird folgender neuer Absatz 2 
eingefügt: 

„(2) 1. Die Bundesregierung kann für ge- 
wisse Gegenstände oder Gruppen von 
Gegenständen verbindlich bestimmen, 
daß nicht jeder steuerpflichtige Um- 


satz. sondern nur einzelne Elmisätze, 
die im regelmäßigen Wirtschaftsab- 
lauf mit dem Gegenstand, seinen Be- 
standteilen, Zubehörteilen, Vor- oder 
Nacherzeugnissen erfolgen, nach 
Maßgabe des Satzes 2 besteuert wer- 
den mit der Wirkung, daß die voran- 
gegangenen oder folgenden Umsätze 
ganz oder zum Teil von der Steuer 
ausgenommen sind (Phasenpauscha- 
lierung). Die Besteuerung erfolgt auf 
der Grundlage der im § 7 genannten 
Fiundertsätze mit einem Steuersatz, 
der nach der durchschnittlichen Zahl 
der in die Pauschalierung einbezoge- 
nen Umsätze unter Berücksichtigung 
der Höhe ihrer Entgelte möglichst 
einheitlich für Gruppen von Gegen- 
ständen zu bemessen ist (Pauschsatz). 

2. Für die Ausgleichsteuer ist der 
Pauschsatz so zu bemessen, daß die 
Steuerbelastung der eingebrachten 
Gegenstände der Belastung der im 
Inland erzeugten Gegenstände, die 
gleicher Art sind oder gleichen Zwek- 
ken dienen, sowie der bei Erzeugung 
dieser Gegenstände verwendeten Be- 
standteile, Zubehörteile und Hilfs- 
stoffe entspricht. In gleicher Weise ist 
der Pauschsatz für das Einbringen 
von Gegenständen zu bemessen, aus 
denen Gegenstände erzeugt werden, 
oder die aus Gegenständen erzeugt 
worden sind, für deren Umsätze ein 
Pauschsatz nach Absatz 1 festgesetzt 
ist. 
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3. Bei der Phasenpauschalierung kann, 
abweichend von den allgemeinen 
Vorschriften des Gesetzes, bestimmt 
werden, was als Lieferung, als Ent- 
gelt und als Erwerbspreis oder Wert 
anzusehen und unter welchen Voraus- 
setzungen der Steuerpflichtige berech- 
tigt oder verpflichtet ist, die Steuer 
gesondert In Rechnung zu stellen. So- 
weit es an ausreichenden Grundlagen 
für die Festsetzung der Steuer fehlt 
oder die Festsetzung mit besonderen 
Schwierigkeiten oder Kosten verbun- 
den ist, kann nach näherer Bestim- 
mung des Bundesmlnlsters der Finan- 
zen für einzelne Fälle oder für eine 
Mehrheit von einzelnen Fällen eine Ab- 
findung der Steuer auf Grund einer 
Vereinbarung erfolgen (Abfindungs- 
vereinbarung). 

4. Die nach Absatz 1, 2 und 3 Satz 1 ge- 
troffenen Bestimmungen sind in 


Bonn, den 20. März 1956 


einem Verzeichnis (Phasenpauschalie- 
rungsverzeichnis) zusammenzufassen 
mit der Wirkung, daß die Gegen- 
stände, die in dem Verzeichnis nicht 
aufgeführt sind, der Phasenpauscha- 
lierung nicht unterliegen. ‘‘ 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und* des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung In Kraft. 
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